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§ 24b
(1) Das Gericht erteilt dem Verurteilten für die 

Dauer der Bewährungszeit Weisungen, wenn er die­
ser Hilfe bedarf, um keine Straftaten mehr zu be­
gehen. Dabei dürfen an die Lebensführung des Ver­
urteilten keine unzumutbaren Anforderungen gestellt 
werden.

(2) Das Gericht kann den Verurteilten namentlich 
anweisen,

1. Anordnungen zu befolgen, die sich auf Aufent­
halt, Ausbildung, Arbeit oder Freizeit oder auf die 
Ordnung seiner wirtschaftlichen Verhältnisse bezie­
hen,

2. sich zu bestimmten Zeiten bei Gericht oder einer 
anderen Stelle zu melden,

3. mit bestimmten Personen oder mit Personen 
einer bestimmten Gruppe, die ihm Gelegenheit oder 
Anreiz zu weiteren Straftaten bieten können, nicht 
zu verkehren, sie nicht zu beschäftigen, auszubilden 
oder zu beherbergen,

4. bestimmte Gegenstände, die ihm Gelegenheit 
oder Anreiz zu weiteren Straftaten bieten können, 
nicht zu besitzen, bei sich zu führen oder verwahren 
zu lassen oder

5. Unterhaltspflichten nachzukommen.

(3) Die Weisung,

1. sich einer Heilbehandlung oder einer Entzie­
hungskur zu unterziehen oder

2. durch Bewährung am Arbeitsplatz zu zeigen, 
daß er die richtigen Lehren aus seiner Tat und seiner 
Verurteilung gezogen hat (§ 34);

§34 \
Verpflichtung zur Bewährung am Arbeitsplatz J

(1) Die Verpflichtung zur Bewährung am Arbeits­
platz soll den Täter durch die Einwirkung des Kol­
lektivs am Arbeitsplatz zu einer verantwortungs­
bewußten Einstellung zur sozialistischen Arbeit und 
seinen anderen Pflichten erziehen.

(2) Das Gericht verpflichtet den Angeklagten im 
Urteil, seinen bisherigen oder einen ihm zuzuweisen­
den Arbeitsplatz nicht zu wechseln. Diese Verpflich­
tung wird für eine bestimmte, die Bewährungszeit 
nicht überschreitende Frist ausgesprochen. Der Ver­
urteilte soll am bisherigen Arbeitsplatz oder im bis­
herigen Betrieb verbleiben. Der Betrieb hat dafür zu 
sorgen, daß die erzieherische Wirkung der Bewäh­
rung am Arbeitsplatz gewährleistet ist. Ein Wechsel 
des Betriebes durch den Verurteilten oder die Lösung 
des Arbeitsrechtsverhältnisses durch den Betrieb ist 
nur aus zwingenden Gründen zulässig und bedarf 
der Zustimmung des Gerichts.

3. sein Arbeitseinkommen und andere Einkünfte 
für Aufwendungen der Familie und Unterhaltsver­
pflichtungen zu verwenden und entsprechenden im 
Urteil erteilten Auflagen gewissenhaft nachzukom­
men;

4. sich einer fachärztlichen Behandlung zu unter­
ziehen, wenn dies zur Verhütung weiterer Rechtsver­
letzungen notwendig ist.


